
Entschlossene Patentgegner, aufgescheuchte Politiker und Sommerloch-geplagte Journalisten brachten das
Münchner Linux-Projekt wieder weltweit in die Medien. Ein Protokoll der Ereignisse. Ulrich Wolf

Die Linux-Migration der Stadt München und der Streit um Softwarepatente

Münchner G’schichten

Den Softwarepatent-Gegnern
ist es gelungen, im Zusam-
menhang mit dem Linux-
Migrationsprojekt der Stadt
München ein gewaltiges öf-
fentliches Interesse an ihrem
Anliegen zu wecken. Jedoch
rückte ihr Vorgehen – zumin-
dest zeitweise – das Migra-
tionsprojekt selbst in ein
denkbar schlechtes  Licht. 

Eine Chronologie

Am 23. Juli 2004 luden Ha-
mid Shefaat (Performix), Rai-
ner Bendel (Zend Technolo-
gies) und der Bio-Informati-
ker Thomas Speth zu einer
informellen Veranstaltung
ein, auf der es darum gehen
sollte, die Zusammenarbeit
des Münchner Migrationspro-
jekts mit der Linux-Commu-
nity zu diskutiert und zu or-
ganisieren. Auch der bünd-
nisgrüne Stadtrat Jens Mühl-
haus gehörte zu den Initiato-
ren dieser Veranstaltung.
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Dort gelang es anwesenden
Mitgliedern des „Förderver-
eins für eine freie informatio-
nelle Infrastruktur“ (FFII)
den höchsten EDV-Verant-
wortlichen der Stadt, Wil-
helm Hoegner, für das Thema
Softwarepatente zu sensibili-
sieren. Der Leiter des Amtes
für Informations- und Daten-
verarbeitung war damit ein-
verstanden, dem FFII eine
Aufstellung der für den Basis-
Client geplanten Software zu
übermitteln.
Kurz darauf präsentierten
FFII-Mitglieder Ergebnisse ei-
ner Kurzrecherche in einer
Sammlung von Softwarepa-
tenten. Sie hatte ergeben,
dass die geplante Software in
Konflikt mit mindesten 50 er-
teilten europäischen Soft-
warepatenten steht. In der
Studie selbst ist sogar von ei-
nigen hundert bis tausend
potenziell gefährlichen Paten-
ten die Rede, die vorzugs-
weise in der Hand ausländi-
scher Konzerne seien. 
Darunter befinden sich zu
Berühmtheit gelangte „Erfin-
dungen“ wie das 1-Klick-Pa-
tent von Amazon, das Patent
auf hintereinander geschal-
tete Fenster, die über Reiter
zugänglich sind, oder auch
das Patent auf die verlustbe-
haftete Kompression, die im
JPEG-Verfahren zum Einsatz
kommt. Besonderen Wert leg-
ten die Rechercheure offen-
bar auf von Microsoft einge-
reichte Patente: Hier sind un-

ter anderem das CIFS/SMB-
Protokoll oder patentierte
XML-Schemata für Office-
Formate vertreten.

Anfragen der Grünen

Grünen-Stadtrat Jens Mühl-
haus brachte daraufhin zwei
offizielle Anfragen in den
Münchner Stadtrat ein und
forderte eine Klärung der Si-
tuation. Die Stadtverwaltung
setzte deshalb die schon lau-
fenden Verfahren zur Be-
schaffung der Software aus.
Das Medienecho ließ nicht
auf sich warten, thematisierte
aber fast nur das angebliche
Scheitern der Münchner Mi-
gration; der Zusammenhang
mit Softwarepatenten fand al-
lenfalls am Rande Erwäh-
nung. So titelte beispiels-
weise die „Süddeutsche Zei-
tung“ vom 4. August: „Um-
stellung auf Linux: München
droht ein Computerchaos“.

Die Reaktionen aus dem
Open-Source-Umfeld fielen
gemischt aus. Der Linux-Ver-
band „Live“ beispielsweise
fand die Münchner Reaktion
einerseits überzogen, begrüß-
te andererseits aber die Zu-
spitzung der Debatte und ver-
langte in einer Presseerklä-
rung eine eindeutige Position
von Firmen, die zwar Linux
unterstützten, aber gleichzei-
tig zu den größten Patent-
sammlern gehören. Gemeint
dürfte IBM sein.
Axel Metzger vom „Institut
für Rechtsfragen der Open
Source Software“ (Ifross)
nannte die Aussetzung der
Ausschreibung und die dar-
auf folgenden Reaktionen ein
Eigentor und zweifelte öffent-
lich die Seriosität der Recher-
che-Ergebnisse an. Unter an-
derem habe der FFII selbst ei-
nen Einspruch gegen das er-
wähnte 1-Klick-Patent von
Amazon laufen. Auch FFII-

Abbildung 1: Münchens Oberbürger-

meister Ude verlangt klare Vorgaben

aus Brüssel.



Verantwortliche selbst, etwa
Hartmut Pilch, distanzierten
sich von der Aktion. Das Me-
dienecho provozierte schließ-
lich sogar Reaktionen aus
dem Bundesjustizministeri-
um von Brigitte Zypries, die
immer noch hinter dem
Richtlinienvorschlag des EU-
Ministerrats steht. 
Das Ministerium fand die
Münchner Entscheidung er-
wartungsgemäß nicht nach-
vollziehbar. Die offizielle Li-
nie des Ministeriums ist es
immer noch, dass die derzei-
tige Fassung der Richtlinie
Open Source nicht behindere.
Nachdem auch noch die
Münchner CSU einen Eil-
antrag im Stadtrat einbrachte,
in dem sie unter anderem
fragte, seit wann die Münch-
ner SPD von den Vorgängen
in Brüssel gewusst habe,
wurde das Projekt „Limux“
endgültig zur Chefsache.

Chefsache Patente

Münchens Oberbürgermeis-
ter Ude sah sich gezwungen,
am 11. August eine Presse-
konferenz zu diesem Thema
zu geben, und trat die Flucht
nach vorn an. Er machte sich
dort weitgehend die Position
der Softwarepatent-Gegner
zu eigen und verlangte zü-
gige Klärung auf europä-
ischer Ebene. „Wir leugnen
Unsicherheiten nicht, son-
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dern räumen sie ein“, er-
klärte OB Ude, „es muss end-
lich klar sein, wie diese nebu-
lösen europäischen Texte zu
deuten sind.“ 
Um das Projekt  Limux auf je-
den Fall weiter voranzutrei-
ben, hat die Stadt mehrere
Schritte eingeleitet. Das Ge-
samtverfahren für die Aus-
schreibung des Clients ist
zwar ausgesetzt, das Bieter-
verfahren läuft aber abgekop-
pelt davon weiter, ebenso das
Verfahren zur Personalbe-
schaffung. Die Stadt Mün-
chen sucht jetzt mit öffent-
lichen Stellenausschreibun-
gen nach Linux-Experten
(siehe Abbildung 2).

Rechtsgutachten
soll Klarheit bringen

Außerdem hat München ein
Rechtsgutachten in Auftrag
gegeben, das die geplante
EU-Patentgesetzgebung un-
tersuchen soll. Insbesondere
wird der Beschluss des Minis-
terrats mit dem Beschluss 
des Europäischen Parlaments
verglichen. „Am besten wäre
nach unserer Auffassung die
Rückkehr zur Parlamentsver-
sion“, so Ude, der in der vom
Parlament vorgeschlagenen
Version keine Gefahr für das
Linux-Projekt sieht. „Die Re-
gierungen wären gut beraten,
auf den Willen des Parla-
ments zu hören.“ Das Projekt

werde wie gehabt fortgesetzt,
sollte das Gutachten zu dem
Befund kommt, dass auch
der Beschluss des Ministerra-
tes keine Gefährdung von
Open Source bedeutet. 
Ude ließ jedoch kaum Zweifel
daran, dass er diese Meinung
nicht teilt: „Ich halte persön-
lich die Einschätzung, dass
sich durch den Ministerrats-
beschluss nichts ändert, für
naiv.“ Das ergebe sich schon
aus einem bloßen Vergleich
der Formulierungen von Par-
lament und Ministerrat.
Für die Stadt München sei es
jetzt entscheidend, in den
nächsten Wochen rechtliche
Gewissheit zu erreichen.
Sollte das Gutachten zu dem
Schluss kommen, das Projekt
sei gefährdet, werde man auf
jeden Fall politisch auf allen
Ebenen aktiv werden. „Wir
werden uns an alle wenden,
die damit befasst sind“, sagte
der Oberbürgermeister, „an
das EU-Parlament, seine
Fraktionen, den Bundestag,
das Bundesinnenministeri-
um, das Bundesjustizministe-
rium, andere Kommunen.“ 

Beispiel Niederlande

Das Beispiel des niederländi-
schen Parlaments, das die Re-
gierung zur Rücknahme der
Zustimmung zu Softwarepa-
tenten aufgefordert habe,
zeige dabei, dass es breite
Unterstützung gebe. „Wir
sind keine allein stehenden
Hysteriker“, meint Ude. Die
Regierungen seien gut bera-
ten, auf den Willen des EU-
Parlamentes zu hören und
eine weitgehende Patentier-
barkeit von Software nicht
zuzulassen. Im Oktober wird
das EU-Parlament in zweiter
Lesung erneut über den
Richtlinienentwurf zur Paten-
tierbarkeit „computerimple-
mentierter Erfindungen“ ab-
stimmen. ■

Abbildung 2: Stellenauschreibung für Linux-Experten. Die Stadt München will

klarstellen, dass die Umstellung vorangeht.
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Die Frage, ob Softwarepatente
den Pinguin aus München ver-
treiben können, erregte im Au-
gust schlagartig die Gemüter.
Gerade so, als seien Softwarepa-
tente bis dato unbekannt gewe-
sen und in einer lauen Sommer-
nacht völlig überraschend vom
weißblauen Himmel gefallen. Die
lawinenartig hereinbrechenden
Presseberichte taten sich mit
der Durchdringung des Themen-
kreises „Softwarepatente“ wie
üblich recht schwer und so man-
ches Mal war es wie damals beim
Schulaufsatz: flott geschrieben,
nett geschildert – und haar-
scharf am Thema vorbei. Inhaltli-
che Kernpunkte gingen völlig 
unter – Kriegsberichterstattung
eben.

AAuuffggeesscchheeuucchhttee  PPoolliittiikkeerr

Die Beteiligten im politischen
Umfeld wirkten fast durchweg
wie aufgescheuchte Hühner,
doch letztlich profitierte jede
Seite: Linux-Gegner rieben sich
die Hände, denn Teile des Pro-
jekts wurden ja tatsächlich auf
Eis gelegt. Den Befürwortern
hingegen bot sich ein Anlass, mit
der Faust auf den Tisch zu schla-
gen und Forderungen in Richtung
Berlin zu stellen, was die Umset-
zung der Patentrichtlinie in na-
tionales Recht betrifft. Nur Jus-
tizministerin Zypries passte es
wohl weniger, als Anlaufstelle für
jene Journalisten herzuhalten,
die auf Dauer eben doch nicht
mit netten Unverbindlichkeiten
abzuspeisen waren.

Was im Getümmel völlig unter-
ging: Softwarepatente sind eine
Bedrohung für jede Branche, ob
sie nun Software produziert oder
nicht. Amazons Klage gegen den
Konkurrenten Barnes&Nobles
spricht Bände, denn B&N ist ein-
fach nur Buchhändler und hat
mit Software-Erstellung wirklich
nichts am Hut. So gesehen ist
das Patentproblem nicht nur für
Linux und Open Source real, son-
dern stellt sich jedem Hersteller
proprietärer Software, jedem
Buchhändler oder Würstchenver-
käufer, wenn der Pech hat.
Die Anbieter proprietärer Soft-
ware dürften bei Softwarepa-
tent-Streitigkeiten sogar die
deutlich schlechteren Karten ha-
ben. Wegen der enormen Modu-
larität von Linux ist es im Regel-
fall möglich, eine von einem
Rechtsstreit betroffene Kompo-
nente gegen eine andere auszu-
tauschen, bei nahezu gleicher
Kernfunktionalität.

SSttaarrkkee  AAlllliiaannzzeenn

Dann wären noch die Machtver-
hältnisse. Wer patentrechtlich
gegen irgendjemanden in Sachen
Linux zu Felde zieht, legt sich im
Handumdrehen fast zwangsläu-
fig mit IBM an, denn deren wirt-
schaftliches Interesse an Linux
und Open Source ist ganz be-
trächtlich. Selbst bei den übri-
gen Herstellern würde ein An-
greifer, der gemeinsame Interes-
sen vieler berührt, in Sachen Al-
lianzenbildung wieder mal Wun-
der wirken, wie die Unix-Ge-
schichte lehrt: Weil sich im Jahre
1987 eine Reihe von Unix-Anbie-
tern von AT&T und Sun überfah-
ren fühlte, schlossen sich die Re-
bellen zur Hamilton Group zu-
sammen, aus der dann später die
OSF wurde.
Softwarepatente sind kein spe-
zielles Linux-Problem, obwohl
Open Source fraglos spezifische
Angriffspunkte besitzt. Doch im
Münchner Fall dürfte Linux ge-
genüber proprietärer Software
sogar im Vorteil sein. Open
Source verringert hier nicht die
Handlungsspielräume der Stadt,
sondern erhöht sie.

Kommentar: Sommertheater vom Feinsten

Eitel Dignatz, Unternehmensbera-

ter und Inhaber von Dignatz Con-

sulting, München. [www.dignatz.
de/spot445]


